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Deskriptoren: Strafrechtsschutzversicherung, materiel-
ler Beschuldigtenbegriff, formeller Beschuldig tenbegriff, 
belangter Verband, Verbandsverfahren, Vertretung, De-
ckung, Opportunitätsprinzip, Ver folgungshandlung, 
Anfangsverdacht, konkreter Verdacht.
Normen: Strafprozessrechtsänderungsgesetz 2014 
BGBl I 2014/71, §§ 3, 13 Abs 1, 14 Abs 1, 15 Abs 1, 18 
VbVG, §§  1 Abs  2, 48 Abs  1 Z  1 StPO idF BGBl I 
2004/19, §§ 1, 48 Abs 1 Z 2, 91 Abs 2 StPO, § 32 Abs 2 
VStG, § 14 Abs 3 FinStrG.

Von Norbert Wess und Dietmar Bachmann

1. Ausgangslage

Wie die Praxis zeigt, versuchen Versicherungsunterneh-
men gegenüber strafrechtsschutzversicherten Verbän-
den – auch wenn der Versicherungsvertrag keine Bedin-
gung enthält, die auf das formale Kriterium der Beschul-
digtenstellung ausdrücklich abstellt – das Bestehen eines 
Versicherungs schutzes mit der Begründung abzulehnen, 
dass der Verband (noch) nicht ausdrücklich von der StA 
als Beschuldigter bzw als belangter Verband geführt 
wird, wenngleich bereits weitreichende Interaktionen 
zwischen der rechtsfreundlichen Vertretung des Verban-
des einerseits und der Strafverfolgungsbehörde anderer-
seits erfolgen. Das Tätigwerden der Rechtsvertretung 
diene dann noch nicht – so der Standpunkt der Versiche-

rer – dem versicherten Risiko, sohin der Verteidi gung 
gegen einen strafrechtlichen Vorwurf in einem straf-
rechtlichen Verfahren2.
Das beschriebene Vorgehen der Versicherer stammt of-
fensichtlich aus der Praxis in Zusammenhang mit Ver-
tragsverhältnissen betreffend die Verteidigung natürli-
cher Personen und verkennt die Spezifi ka der strafrecht-
lichen Vertretung und Verteidigung von Verbänden, auf 
die nachstehend im Hinblick auf die aufgeworfene Fra-
ge einzugehen sein wird.
Seit Inkrafttreten des VbVG am 1.1.2006 besteht be-
kanntlich die Möglichkeit, gerichtliche Strafverfahren 
(auch) gegen juristische Personen (Verbände) zu führen, 
und es geraten insbesondere Unternehmen immer öfter 
in den Fokus strafrechtlicher Ermittlungen. Das Unter-
nehmen ist nach dem VbVG strafrechtlich zu belangen, 
mithin als belangter Verband3 zu führen, wenn ein Ent-
scheidungsträgers4 die Tat rechtswidrig und schuldhaft 
oder ein Mitarbeiter die Tat rechtswidrig zum Vorteil 
des Verbandes begangen hat oder dadurch eine Ver-
bandspfl icht verletzt wurde5. 
Das Problem stellt sich in erster Linie in Zusammen-
hang mit Strafrechtsschutzversicherungen, die insofern 
von den ARB abweichen, als der Beginn des Versiche-
rungsschutzes im gerichtlichen Ver fahren nicht von der 
Erhebung der Anklage6 abhängig gemacht wird, son-
dern dieser eben schon erheblich früher greifen soll. 
Dem gegenständlichen Beitrag werden daher folgende 
vertragliche Regelungen zugrunde gelegt, wobei sich die 
Autoren davon überzeugen konnten, dass derartige 

Strafrechtlicher Versicherungsschutz gegenüber Verbänden 
im Ermittlungsverfahren auch ohne (formellen) Beschuldig-
tenstatus?

Der Beitrag befasst sich mit der Frage, ob Rechtsschutzversicherer1 gegenüber versicherten 
Unter nehmen Strafrechtsschutz im Rahmen eines strafgerichtlichen Ermittlungsverfahrens mit 
der Begründung ablehnen können, dass der versicherte Verband von der StA im aktuellen Sta-
dium (noch) nicht formal als belangter Verband iSd VbVG geführt wird, wenngleich eine solche 
Ein schränkung vertraglich nicht (ausdrücklich) vereinbart worden ist und bereits (strafrecht-
liche) Verfolgungshandlungen gegenüber natürlichen Personen stattfi nden, die denkmöglich 
auch eine strafrechtliche Verantwortlichkeit des Verbandes zur Konsequenz haben könnten.

1 Zum Begriff der Rechtsschutzversicherung siehe § 158j VersVG.
2 Vgl dazu zB Art 19.2.2 der ARB 2015.
3 Zum Begriff des belangten Verbands als Pendant zum Beschuldigten 

vgl § 13 Abs 1 VbVG sowie Hilf/Zeder in WK2 VbVG § 13 Rz 3.
4 Vgl § 2 Abs 1 VbVG.

5 Vgl dazu § 3 Abs 2 und 3 VbVG; iZm Mitarbeiterstraftaten ist 
zusätzlich erforderlich, dass das Unternehmen den Mitarbeiter 
nicht ausreichend überwacht hat.

6 Vgl Art 19.2.2 der ARB 2015; Versicherungsschutz besteht je nach 
Vertragslage bereits im Ermittlungsver fahren; vgl die Musterklau-
sel „Deckung im Ermittlungsverfahren“ in den ARB 2015.
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(oder ähnliche) Formulierungen in den Vertragsbedin-
gungen in der Praxis weit verbreitet sein dürften:
• Versichert ist die Verteidigung in Strafverfahren vor 

Gerichten, Verwaltungsbehörden oder Verwaltungs-
gerichten7

• wegen fahrlässiger und vorsätzlicher strafbarer 
Handlungen8;

• der Versicherungsfall knüpft an die erste nach außen 
in Erscheinung tretende Verfolgungshandlung der 
zur Strafverfolgung berechtigten Behörde an9.

2. Verteidigungs- bzw Vertretungshandlungen bereits 
vor der Führung als Beschuldigter bzw belangter Ver-
band

Die Verteidigung von Verbänden ist – diese Einsicht er-
scheint wesentlich – nicht nur nicht auf das Hauptver-
fahren, sondern insbesondere auch nicht bloß auf den 
Beginn der formalen Eröffnung des Ermittlungsverfah-
rens (ab welchem der Verband ausdrücklich als belang-
ter Verband und gemäß § 50 StPO über den gegen ihn 
bestehenden Tatverdacht informiert worden ist) be-
schränkt. Vielfach fi ndet die entscheidende Vertretung 
nämlich bereits (viel) früher statt: Es soll ja überhaupt 
verhindert werden, dass der Verband bzw das Unterneh-
men seitens der StA jemals formal als belangter Verband 
geführt wird10. Es braucht auch nicht großartig erwähnt 
werden, dass die außenwirksame Behandlung als be-
langter Verband – ähnlich wie im individualstrafverfah-
ren die Behandlung als Beschuldigter – „rasch zur öf-
fentlichen Brandmarkung“ führt11. 

3. Spezifi ka der Vertretung von Verbänden in Strafver-
fahren

Gerade bei der strafrechtlichen Beratung und Vertre-
tung von Verbänden werden die entscheidenden Wei-
chen oftmals (bereits vor oder) ganz zu Beginn eines 
Strafverfahrens gestellt. In dieser Phase ist eine intensive 
Begleitung durch berufsmäßige Parteienvertreter daher 
dringend geboten und – nicht zuletzt aufgrund der (er-
höhten) Anforderungen, die die Vertretung einer juristi-
schen Person im Vergleich zur Vertretung einer natürli-
chen Person regelmäßig mit sich bringt12 – bisweilen 

sehr kostenintensiv. Insbesondere in Fällen, in denen die 
Vertretung erfolgreich war und es deswegen zu keiner 
formalen Beschuldigtenstellung gekommen ist, bleiben 
die Verbände aufgrund der geschil derten Praxis womög-
lich trotz bestehender Strafrechtsschutzversicherung auf 
ihren Vertretungs kosten sitzen.
Im vorliegenden Kontext ist § 18 VbVG von besonderer 
Relevanz. Diese Bestimmung stellt ein bedeutendes Spe-
zifi kum im Verbandsstrafverfahren dar. §  18 VbVG 
sieht – anders als im Individual strafverfahren13 – ein 
Verfolgungsermessen („Opportunitätsprinzip“) vor. So 
kann gegen eine juristische Person „von der Verfolgung 
abgesehen oder zurückgetreten werden […], wenn in 
Abwägung der Schwere der Tat, des Gewichts der 
Pfl ichtverletzung oder des Sorgfaltsverstoßes, der Fol-
gen der Tat, aufgrund des Verhaltens des Verbands nach 
der Tat […] eine Verfolgung und Sanktionierung ver-
zichtbar erscheint“. Diese Bestimmung ermöglicht da-
her, dass bei Erfüllung der Voraussetzungen erst gar kein 
Ermittlungsverfahren gegen einen Verband eingeleitet 
bzw von einem solchen zurückgetreten wird14.
Nach Auftreten eines Verdachts gegen einen seiner Ent-
scheidungsträger oder Mitarbeiter, der (abstrakt) geeig-
net wäre, eine Verbandsverantwortlichkeit zu begrün-
den, ist es aus diesen Gründen unumgänglich, dass der 
Verband (i) der StA zuarbeitet, (ii) laufenden Kontakt 
mit der StA hält, (iii) an der Aufklärung der Sachver-
halte proaktiv mitwirkt und letztendlich (iv) umfassend 
und glaubwürdig darlegt, dass derartiges Fehlverhalten 
in der Vergangenheit, etwa aufgrund neuer aufgestellter 
Organisationsstrukturen, in Hinkunft bestmöglich 
unterbunden wird15.
Aus Sicht der Verteidigung handelt es sich hierbei um 
zwingend zu berücksichtigende und ganz zentrale Para-
meter in Zusammenhang mit der strafrechtlichen Ver-
tretung von Verbänden. Allfällige Versäumnisse in die-
sem Bereich können schwerwiegende Konsequenzen für 
den Verband mit sich bringen. Sollte es etwa aufgrund 
der unterbliebenen bzw unzureichenden Kommunika-
tion zwischen der Vertretung des Verbandes und dem 
Ermittlungsbehörden zur Erhebung des Verbandes in 
den formellen Beschuldigtenstatus kommen, ist es näm-
lich im Vergleich zum Individualstrafverfahren ungleich 
schwieriger, den Verband vor einer Anklage wieder zu 

7 Vgl Art 19.2.2. ARB 2015.
8 Anmerkung der Verfasser: bei Vorsatzdelikten erfolgt in aller Regel 

noch nachstehende vertragliche Ein schränkung rückwirkend: 
„wobei der Versicherungsschutz im Falle rechtskräftiger Verurtei-
len wegen einer vorsätzlich begangenen Straftat nachträglich ent-
fällt“.

9 Vgl dazu zB (statt vieler) Art 8.1 Zürich-SRB 2002.
10 § 18 VbVG eröffnet hier ja Möglichkeiten, die es bei natürlichen 

Personen gerade nicht gibt, dazu sogleich näher unter Punkt 3.
11 Dieser Umstand war ein Hauptgrund für die Neufassung des Be-

ginns des Strafverfahrens und die (Wieder-)Einführung des Ver-
dächtigenbegriffs in der StPO für das Individualstrafverfahren 
durch das Strafprozessrechts änderungsgesetz 2014 BGBl I 
2014/71 (StPRÄG 2014); vgl ErläutRV 181 BlgNR 25. GP 2.

12 Vgl idZ Wess, Die Privatisierung der Strafverfolgung, JSt 2014, 12.
13 Siehe jedoch § 6 JGG.
14 Vgl Hilf/Zeder in WK2 VbVG § 18 Rz 1 f.
15 Vgl Hilf/Zeder in WK2 VbVG § 18 Rz 6 sowie ganz grundlegend 

Wess, Unternehmensinterne Ermittlungen – Erfahrungen und Pro-
blemstellungen in Österreich, AnwBl 2013; Wess/Kispert, The 
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bewahren. Denn die Beurteilung der Verantwortlichkeit 
knüpft – wie dargelegt – unmittelbar an die Straftaten 
der ihm zurechenbaren natürlichen Personen an. So 
kommt es in der Praxis häufi g vor, dass der Verband erst 
lange nach Einleitung des Ermittlungsverfahrens gegen-
über der/n natürlichen Person/en als belangter Verband 
geführt wird. Aufgrund der Akzessorietät der Verbands-
verantwortlichkeit vergeht dann aber in aller Regel nur 
(mehr) wenig Zeit bis zur Einbringung eines Antrags auf 
Verhängung einer Verbandsgeld buße gegenüber dem 
Verband gemäß § 13 Abs 1 VbVG, da keine oder nur 
geringfügige weitere Ermittlungen durchgeführt werden 
müssen, zumal die meisten Tatbestandselemente der 
Verbands verantwortlichkeit bereits im Zuge der Ermitt-
lungen gegen die natürliche(n) Person(en) mitbehandelt 
worden sind.
In diesem Zusammenhang ist auch auf die Bestimmung 
des § 15 Abs 1 VbVG zu verweisen. Demnach begründet 
die Zuständigkeit der StA für die der Straftat verdächti-
ge(n) natürliche(n) Person(en) auch die Zuständigkeit 
für das Verfahren gegen den belangten Verband, wobei 
die Ermittlungsverfahren von derselben StA zu führen 
sind. Dem Verband kommen auch im Verfahren gegen 
die natürliche(n) Person(en) die Rechte des Beschuldig-
ten zu.
Aus dem Gesagten ergibt sich sohin unstrittig, dass es 
sich bei der Vertretung von Unternehmen vor der for-
mellen Behandlung als belangter Verband um einen es-
sentiellen Bestandteil strafrechtlicher Verteidigung han-
delt.

4. Verteidigung in einem gerichtlichen Verfahren

Was unter dem (der gegenständlichen Betrachtung zu-
grunde liegenden) Versicherungsgegenstand, insbeson-
dere dem Tatbestand der Verteidigung (gegen einen 
strafrechtlichen Vorwurf) in einem gerichtlichen Verfah-
ren zu verstehen ist, bedarf einer näheren Auslegung. 
Gemäß § 13 VbVG hat die StA Ermittlungen zur Fest-
stellung der Verantwortlichkeit einzuleiten oder einen 
Antrag auf Verhängung einer Verbandsgeldbuße bei Ge-
richt einzubringen, sobald sich „auf Grund bestimmter 
Tatsachen“ der Verdacht ergibt, dass der Verband für 
eine von Amts wegen zu verfolgende Straftat verant-
wortlich ist.
Dem Strafverfahren gegen Verbände ist, wie auch dem 
Verfahren gegen natürliche Personen, ein materieller Be-

schuldigtenbegriff immanent. Es bedarf daher eines Ver-
dachts sowie Ermittlungen zur Begründung des Beschul-
digtenstatus16. Nicht erforderlich ist hingegen die Set-
zung eines spezifi schen Formalaktes oder der Eintritt in 
ein bestimmtes Verfahrensstadium17. Auch die Frage, ob 
es sich bei der Vertretung durch einen Rechtsanwalt um 
die Verteidigung in einem gerichtlichen Strafverfahren 
handelt, hängt daher nicht von der formalen Einleitung 
eines Ermittlungsverfahrens ab. Ist der Betroffene mate-
riell Beschuldigter, sind zweckmäßige Vertretungshand-
lungen sohin jedenfalls als Verteidigung in einem ge-
richtlichen Strafverfahren zu erachten.
Es ist daher uE unzulässig, dass Versicherer – ohne einer 
spezifi schen Bestimmung in den AVB bzw ohne Verein-
barung einer entsprechenden besonderen Bedingung – 
den Versicherungsschutz ausdrücklich an die formale 
Beschuldigtenstellung knüpfen.
Lediglich in jenen Fällen, in denen die StA nach dem 
Zur-Kenntnis-Gelangen des Verdachts einer Straftat so-
gleich – sohin ohne jegliches Tätigwerden aufgrund 
eines zur Kenntnis gelangten Sachverhalts18 – von der 
Verfolgung des Verbandes, und zwar: ausdrücklich, ab-
sieht, kann nicht vom Ermitteln gesprochen werden, 
weshalb in diesen Fällen – die jedoch die absolute Min-
derheit darstellen dürften – das Ermittlungsverfahren 
gegen den Verband auch noch nicht begonnen hat.19 In 
solch einem Fall wird der Versicherer berechtigterweise 
keinen Strafrechtsschutz gewähren müssen. Hier wird 
aber auch in aller Regel kein großartiger Verteidigungs-
aufwand ent standen sein.
Die Verteidigung eines materiell belangten Verbandes in 
einem gegen denselben Verband anhängigen strafge-
richtlichen, von der StA geleiteten Ermittlungsverfahren 
fällt daher jedenfalls unter den Strafrechtsschutz. 

5. Erfüllung des materiellen Beschuldigtenbegriffs vor 
formaler Erhebung

Es ist daher durchaus möglich und kommt in der Praxis 
– zumindest aus Sicht der betroffenen Verbände – regel-
mäßig vor, dass der Verband materiell bereits „beschul-
digt“ wird, jedoch formal (noch) nicht als belangter Ver-
band geführt wird. In diesem Stadium kommt es dann 
aber auch schon zu Vertretungs- bzw Verteidigungs-
handlungen durch die Rechtsvertretung des Verbandes. 
Es stellt sich daher die Frage, wie nun die Situation zu 
beurteilen ist, wenn gegen den Verband (formal) noch 

International Investigations Review5 (2014), Austrian Chapter.
16 Vgl Achammer in WK-StPO § 48 Rz 5; ErläutRV 25 BlgNR 22. 

GP 65 f.
17 Vgl Hilf/Zeder in WK2 VbVG § 13 Rz 1.
18 OGH 17 Os 13/13k, EvBl 2013/136 (Ratz, Lesen einer Strafanzei-

ge setzt Ermittlungsverfahren nicht in Gang).
19 Vgl zum Beginn des Strafverfahrens (zur Rechtslage vor dem 

StPRÄG 2014) eingehend und mwN Ratz in EvBl 2013/136.
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kein Ermittlungsverfahren eingeleitet worden ist, aber 
sehr wohl gegen einen Entscheidungsträger oder einen 
Mitarbeiter20. 
Hierzu ist auszuführen, dass es sich in Bezug auf die ge-
nannten Merkmale des Verbandsbeschul digtenbegriffs 
(Tatverdacht und Erfordernis, dass gegen den Verband 
ermittelt wird) nominell um dieselben Voraussetzungen 
wie im Individualstrafverfahren handelt21. Im Hinblick 
auf § 3 VbVG bedarf es gegenüber dem Verband – im 
Vergleich zum Beschuldigtenbegriff im Individualstraf-
verfahren – lediglich zusätzlich des Verdachts, dass die 
Tat zugunsten des Verbandes begangen worden ist oder 
durch die Tat Pfl ichten verletzt wurden, die den Verband 
treffen (§ 3 Abs 1 Z 1 und Z 2 VbVG). Der materielle 
Beschuldigtenbegriff des Verbandsstrafrechts unter-
scheidet sich daher nur in diesem Umfang von jenem des 
Individualstrafrechts und fällt die Qualifi kation der/des 
Mitar beiter/s bzw der/des Entscheidungsträger/s als Be-
schuldigte/r nicht zwingend (aber wohl sehr oft) mit der 
Qualifi kation des verantwortlichen Verbandes als be-
langter Verband zusammen22.

5.1. Zum erforderlichen Tatverdacht

Bei Verdacht einer Mitarbeiter- oder Entscheidungsträ-
gerstraftat ist in sämtliche Richtungen, insbesondere 
auch betreffend die Verantwortlichkeit des Verbandes 
zu ermitteln, sofern es naheliegt, dass der Verband von 
der Tat profi tiert hat oder dadurch Verbandspfl ichten 
verletzt wurden23.
Aus dem Wortlaut von § 13 Abs 1 VbVG geht im Übri-
gen nicht klar hervor, ob ein konkreter oder lediglich ein 
einfacher Verdacht vorliegen muss. Es wird an bestimm-
te Tatsachen angeknüpft, was mitunter so verstanden 
wird, dass es eines konkreten Tatverdachts bedarf24. 
Diese Auffassung ergibt sich allenfalls aus § 48 Abs 1 
Z 1 StPO idF BGBl I 2004/19 sowie § 48 Abs 1 Z 2 
StPO, welche eine ähnliche Formulierung (arg: „‚Be-
schuldigter‘ [ist, wer] auf Grund bestimmter Tatsachen 
konkret verdächtig ist…“) verwenden. Im Gegensatz 
dazu fehlt in § 13 Abs 1 VbVG jedoch das Wort „kon-
kret“, weshalb auch eine andere Auslegung denkbar er-
scheint.

Zumindest nach der neuen Rechtslage zeichnet sich der 
konkrete Tatverdacht (im Individual strafverfahren) im 
Unterschied zum Anfangsverdacht dadurch aus, dass er 
nach § 1 Abs 3 StPO auf Grundlage bestimmter Tatsa-
chen besteht und nicht schon auf Grund bestimmter An-
haltspunkte angenommen werden kann25. Dieser Um-
stand spricht dafür, dass (auch) § 13 Abs 1 VbVG die 
Einleitung des Verfahrens gegen den Verband von einem 
konkreten Tatverdacht abhängig macht26.
Aus Sachlichkeitsgründen erscheint es jedoch bedenk-
lich, den Beginn des Strafverfahrens gegen den Verband 
von einem konkreten Tatverdacht abhängig zu machen, 
während im Individualstrafver fahren ein Anfangsver-
dacht ausreicht27. Außerdem sind auch die Erwägungen 
in Bezug auf die Auswirkungen auf die Reputation des 
Betroffenen für einen Verband in ähnlichem Maße rele-
vant wie für eine natürliche Person.
Vor dem Hintergrund des §  14 Abs  1 VbVG, der die 
subsidiäre Geltung der StPO für das Verbandsstrafver-
fahren vorsieht, spricht uE letztendlich auch der Um-
stand, dass das VbVG trotz Änderung des Beginns des 
Individualstrafverfahrens durch das StPRÄG 2014 kei-
ne Änderung erfahren hat, dafür, dass der (bloße) An-
fangsverdacht bereits ausreichen muss.
Der bloße Verdacht gegen den Entscheidungsträger oder 
Mitarbeiter allein, ohne dass denkmöglich auch ein Ver-
dacht gegenüber dem Verband besteht, genügt hingegen 
nicht, um eine Verteidigung des Verbandes in einem 
Strafverfahren iS obiger Versicherungsbedingungen zu 
ermöglichen28.

5.2. Vertraglich erforderlicher Verdachtsgrad

Ungeachtet des gesetzlich erforderlichen Verdachtsgrades 
setzt der Versicherungsvertrag in der vorliegenden Va-
riante uE ohnehin bloß einen Anfangsverdacht gegen den 
Verband voraus. Die (nach obigen Vorgaben zu besorgen-
de) Verteidigung in einem Strafverfahren vor Gericht fi n-
det ja regelmäßig bereits statt, wenn etwa gegen einen 
Entscheidungsträger oder Mitarbeiter ein Strafverfahren 
– ungeachtet des Umstands, ob diese als Verdächtige oder 
Beschuldigte zu werten sind – behängt und ein Anfangs-
verdacht gegenüber dem Verband ent- bzw besteht. Die 

20 Dies stellt wohl den absoluten Regelfall dar; vgl Hilf/Zeder in WK2 
VbVG § 13 Rz 2 sowie Walter Fuchs/Kreissl/Pilgram/Stangl, Gene-
ralpräventive Wirksamkeit, Praxis und Anwendungsprobleme des 
Verbandsverantwortlichkeitsgesetztes (VbVG) – Eine Evaluie-
rungsstudie (2011) 108, abrufbar unter der Internetadresse http://
www.irks.at/assets/irks/Publikationen/Forschungsbericht/irks_
vbvg_bericht.pdf (18.3.2015).

21 Vgl Stärker, Verbandsverantwortlichkeitsgesetz (2007) § 13 Erl 1.
22 Vgl Hilf/Zeder in WK2 VbVG § 13 Rz 2.
23 Hilf/Zeder in WK2 VbVG § 13 Rz 2.
24 Vgl Hilf/Zeder in WK2 VbVG § 13 Rz 1.

25 Demgegenüber müssen für den Anfangsverdacht nach alter 
Rechtslage (also vor dem StPRÄG 2014) aus rechtsstaatlicher 
Sicht ausreichende tatsächliche Anhaltspunkte (vgl § 152 dStPO) 
in Richtung des realen Tatge schehens bzw einer bestimmten Per-
son vorliegen; vgl Markel in WK-StPO § 1 Rz 26.

26 Vgl Hilf/Zeder in WK2 VbVG § 13 Rz 1.
27 Auch nach alter Rechtslage vor dem StPRÄG 2014 genügte ein 

Anfangsverdacht für die Einleitung des Ermitt lungsverfahrens; vgl 
Markel in WK-StPO § 1 Rz 26.

28 Dazu unten noch näher.
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Vertrags bestimmungen verlangen uE nicht, dass das Ver-
fahren, in dem die Verteidigung stattfi ndet, aus drücklich 
formal gegen den Verband gerichtet werden muss. Die 
Verteidigung fi ndet dann im Individualstrafverfahren 
gegen den Entscheidungsträger oder Mitarbeiter, aller-
dings zur Verteidigung des Verbandes, statt. Letzteres ist 
entscheidend. Zu beachten ist in diesem Zusammenhang 
auch § 15 Abs 1 letzter Satz VbVG, wonach dem (mate-
riell) belangten Verband auch im Verfahren gegen die na-
türliche Person die Rechte des Beschuldigten zukommen.

6. Die nach außen in Erscheinung tretende Verfolgungs-
handlung

6.1. „Ermitteln“ nach alter und neuer Rechtslage

Der Eintritt des Versicherungsfalls knüpft an eine nach 
außen in Erscheinung tretende Ver folgungshandlung 
der zur Strafverfolgung berechtigten Behörde an. Das 
Gesetz gibt Aufschluss, was darunter zu verstehen ist.
Ermitteln ist gemäß § 91 Abs 2 erster Satz StPO jede 
Tätigkeit der Kriminalpolizei, der StA oder des Gerichts, 
die der Gewinnung, Sicherstellung, Auswertung oder 
Verarbeitung einer Information zur Aufklärung des Ver-
dachts einer Straftat dient. Erkundigungen zur Klärung, 
ob ein Anfangsverdacht vorliegt, sowie die bloße Nut-
zung von jedermann zugänglichen Informationsquellen, 
stellen nach der geltenden Rechtslage expressis verbis 
iSd § 91 Abs 2 zweiter Satz StPO keine Ermittlungen 
dar. Nach der Rechtslage vor dem StPRÄG 2014 gab es 
diese Einschränkung jedoch in dieser Form noch nicht.
Ermitteln (iSd § 1 Abs 2 erster Satz StPO idF BGBl  I 
19/2004) bedeutete bis zum 31.12.2014 sohin schlicht 
Tätigwerden aufgrund eines zur Kenntnis gelangten 
Sachverhalts.29 Für die Erlangung der materiellen Be-
schuldigtenstellung galt jedoch auch damals gemäß 
§ 48 Abs 1 Z 1 StPO idF BGBl  I 2004/19 bereits ein 
engerer Ermittlungsbegriff30: Nicht jede Maßnahme der 
Kriminalpolizei zur Erlangung von für die Tatbegehung 
sprechenden Umständen wie bloße Informationseingrif-
fe, Haus befragungen, Fahrzeug- oder Alibiüberprüfun-
gen oder bloße Befragungen zur Identität stellte ein sol-
ches qualifi ziertes Ermitteln dar31.
Nach der alten Rechtslage konnte eine Recherche auf Ba-
sis öffentlich zugänglicher Informationen daher bereits 

als Ermitteln iSd § 1 Abs 2 erster Satz StPO idF BGBl I 
2004/19 ausgelegt werden, was etwa die Zurücklegung 
der Anzeige verhinderte und eine förmliche Einstellung 
herausforderte. Durch die Einführung des §  91 Abs 2 
StPO sollte daher klargestellt werden, dass die bloße Nut-
zung solcher Informationsquellen und die Vornahme von 
Erkundigungen kein Ermitteln iSd StPO darstellt32.
Sobald eine Maßnahme nach den obigen Kriterien als Er-
mitteln zu qualifi zieren ist, handelt es sich auch in der 
Regel um eine nach außen hin erkennbare Vorgehenswei-
se bzw Verfolgungshandlung der Strafverfolgungsorgane. 
Dabei muss die Vornahme einer, wenn auch nur fakti-
schen, nicht zwingend unmittelbar und direkt gegen den 
Beschuldigten gerichteten „Untersuchungshandlung“ 
nur zur Aufklärung eines gegen ihn gerichteten Verdachts 
dienen33. Werden Entscheidungsträger von Ver bänden 
oder jene Mitarbeiter, gegen die sich der Verdacht einer 
Straftat richtet, bereits als Beschul digte behandelt, zB als 
solche vernommen, und ist dadurch objektiv zu erken-
nen, dass sich die frag liche Ermittlung (auch) gegen den 
Verband, dem die beschuldigten natürlichen Personen an-
gehören, richtet, ist es sogar unerheblich, ob dieser Er-
mittlung ein Wille zur Aufklärung des gegen den Ver band 
gerichteten Verdachts zugrunde liegt34. In so einem Fall 
wird auch der Verband zum belangten Verband35.
Lediglich theoretischer Natur erscheint die Konstellation, 
wonach die StA sogleich – ohne jegliche vorherigen Ermitt-
lungen – den Antrag auf Verhängung einer Geldbuße ge-
mäß § 13 Abs 1 VbVG stellt, sodass gar kein Raum für 
Vertretungshandlungen entsteht. Es erscheint auch un-
wahrscheinlich, dass überhaupt erst nach Abschluss der 
Ermittlungen gegen natürliche Personen der Verdacht 
gegenüber dem Verband aufkommt. Im Normalfall wird 
der Verdacht bereits vorher, wenn nicht bereits vor der ers-
ten Ermittlungshandlung, so doch spätestens während der 
Ermitt lungen gegen die natürliche(n) Person(en) entstehen.
Wird unmittelbar der Verband angezeigt, muss zwar 
auch zunächst gegen Mitarbeiter oder Entscheidungs-
träger – das ergibt sich schon aus § 3 VbVG – ermittelt 
werden, um die Verant wortlichkeit des Verbands prüfen 
zu können36, dennoch erlangt der Verband sogleich mit 
der ersten Ermittlungshandlung gegen die natürliche 
Person die materielle Beschuldigtenstellung, da ja mit 
der Ermittlung gegen die natürliche Person zugleich 
gegen den Verband selbst ermittelt wird37.

29 Vgl Ratz in EvBl 2013/136; EvBl 2012/100, 681; RIS-Justiz 
RS0127792.

30 Ausdrücklich ErläutRV 25 BlgNR 22. GP 65 f.
31 Vgl Achammer in WK-StPO § 48 Rz 3; Fabrizy, StPO12 § 1 Rz 5.
32 ErläutRV 181 BlgNR 25. GP 3.
33 ErläutRV 25 BlgNR 22. GP 65.
34 ErläutRV 25 BlgNR 22. GP 65 f.
35 Vgl Hilf/Zeder in WK2 VbVG § 13 Rz 2.

36 In der Praxis werden wohl so gut wie immer die Ermittlungen zu-
nächst gegen die natürliche Person geführt und erst danach (bei 
entsprechender Verdachtslage) auf den Verband ausgedehnt; vgl 
W.Fuchs/Kreissl/Pilgram/Stangl, Generalpräventive Wirksamkeit, 
Praxis und Anwendungsprobleme des Verbandsverantwortlich-
keitsgesetztes (VbVG) 108.

37 So schon Hilf/Zeder in WK2 VbVG § 13 Rz 2.
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6.2. Das Abwägen nach § 18 VbVG

In Ansehung dieser Erwägungen stellt sich außerdem die 
Frage, ob die Abwägung der StA am Maßstab des § 18 
VbVG als Ermitteln zu qualifi zieren ist. Die in §  18 
VbVG erstgenannten drei Kriterien (Schwere der Tat, 
Gewicht der Pfl ichtverletzung oder des Sorgfaltsversto-
ßes, Folgen der Tat) dienen laut Materialien der Konkre-
tisierung des Verdachtes gegenüber dem Verband38. 
Durch entsprechende Zusammenarbeit zwischen der 
Rechtsvertretung des Verbandes mit den Strafverfol-
gungsbehörden kann insbesondere der Konkretisierung 
des (Anfangs)Verdachts entgegengewirkt werden, wo-
durch in Konsequenz die förmliche Erhebung in den 
Status als belangter Verband vermie den werden kann.
Werden von Seiten des Rechtsvertreters des Verbandes 
verbandsinterne Dokumente oder sonstige, nicht jeder-
mann, im Besonderen nicht der Verfolgungsbehörde, zu-
gängliche Informationsquellen zur Verfügung gestellt 
und verarbeitet die StA diese Information im Zuge der 
Abwägung der Kriterien des § 18 VbVG, handelt es sich 
dabei zweifelsfrei – auch nach geltender Rechtslage, 
umso mehr nach der alten Rechtslage – um Ermitteln im 
gesetzlichen Sinne. Darin ist zudem auch eine nach 
außen hin erkennbare Vorgehensweise der Strafverfol-
gungsorgane zu erblicken, da objektiv zu erkennen ist, 
dass sich die fragliche Ermittlung gegen den Verband 
richtet.

7. Der Beschuldigtenbegriff nach dem VStG

Der Versicherungsfall tritt – entsprechend der hier zu 
beurteilenden Ausgangslage – mit der ersten nach außen 
in Erscheinung tretenden Verfolgungshandlung der zur 
Strafverfolgung berechtigten Behörde ein. Die Versiche-
rer wollen oftmals (freilich verfehlt) den Begriff der Ver-
folgungshandlung als Verweis auf die gesetzliche Defi ni-
tion dieses Begriffs in § 32 Abs 2 VStG verstanden wis-
sen.
Dem ist entgegenzuhalten, dass dieser Begriff im ge-
richtlichen Strafrecht keine Verwendung fi ndet. Für Ver-
bände ist gemäß § 14 Abs 1 VbVG die StPO, aber – e 
contrario – gerade nicht das VStG relevant39. So sieht 
das VbVG auch nur insoweit von der StPO abweichen-
de oder diese ergänzende Regelungen vor, als es auf-

grund verbandsstruktureller oder verfahrenstechnischer 
Gründe not wendig ist40. In der StPO sowie auch im 
VbVG fi ndet der Begriff der Verfolgungshandlung keine 
Verwendung. Diese Gesetze greifen – wie bereits aus-
führlich dargestellt – vielmehr auf den Begriff der Er-
mittlung in § 91 Abs 2 erster Satz StPO zurück; lediglich 
der allgemeinere Begriff der Verfolgung fi ndet sich so-
wohl in der StPO als auch im VbVG41. Im Gegensatz 
zum verwaltungsstrafrechtlichen Begriff der Verfol-
gungshandlung erfordert die Ermittlung keine gegen 
eine bestimmte Person als Beschuldigten gerichtete 
Amtshandlung (Ladung, Vorführungsbefehl, Verneh-
mung, Ersuchen um Vernehmung, Strafverfügung udgl), 
sondern reicht hierfür jede Tätigkeit der Kriminalpoli-
zei, der StA oder des Gerichts, die der Gewinnung, Si-
cherstellung, Auswertung oder Verarbeitung einer Infor-
mation zur Aufklärung des Verdachts einer Straftat 
dient. Eindeutig als Ermitteln iSd StPO zu qualifi zieren-
de Handlungen stellen mitunter noch keine 
Verfolgungshand lungen iSd VStG (jedoch jedenfalls 
Verfolgung iSv StPO und VbVG) dar42. Der unterschied-
liche Beschuldigtenbegriff des VStG und des VbVG 
(bzw der StPO) ist daher vom Gesetzgeber so gewollt. 
Ansonsten hätte der Gesetzgeber die Beschuldigtenbe-
griffe vereinheitlicht.
Verbände sind im Übrigen nicht für Verwaltungsüber-
tretungen – und zwar weder nach dem VbVG noch 
verwaltungsstrafrechtlich – verantwortlich43. Ledig-
lich die Vorschriften über das verwaltungs behördliche 
Finanzstrafverfahren gelten gemäß § 56 Abs 5 FinStrG 
auch im Verfahren gegen Verbände44. Allein in diesem 
Bereich weist der gesetzliche Begriff der Verfolgungs-
handlung – und zwar jener des § 14 Abs 3 FinStrG – 
eine gewisse Relevanz für Verbände auf. Darüber hin-
aus – sohin im gerichtlichen Strafrecht sowie im all-
gemeinen Verwaltungsstrafrecht – fi ndet dieser kon-
krete Begriff keine Anwendung auf Verbände und ist 
insofern unbeachtlich. Auch seitens der Strafverfol-
gungsbehörden ist daher die Qualifi kation, ob ein 
Verband Beschuldigter bzw belangter Verband ist, 
völlig losgelöst von dieser Begriffl ichkeit vorzuneh-
men.
Aus diesen Gründen kann auch im Wege der ergänzen-
den Vertragsauslegung nicht auf das VStG zurückgegrif-
fen werden. Vielmehr ist der Begriff der Verfolgungs-

38 Hilf/Zeder in WK2 VbVG § 18 Rz 7.
39 Vgl Hilf/Zeder in WK2 VbVG § 14 Rz 2; ErläutRV 994 BlgNR 

22. GP 32.
40 So schon Hilf, VbVG § 14 Anm 1; Hilf/Zeder in WK2 VbVG § 14 

Rz 1.
41 Vgl etwa § 1 Abs 1 und 2 StPO bzw § 18 VbVG.
42 Vgl Fister in Lewisch/Fister/Weilguni (Hg), VStG (2013) §  32 

Rz 23; vgl hierzu aber auch OGH 10.7.1963, 1 Ob 63/63, wonach 

etwa bereits eine gerichtliche Verfügung zur Aktenbeischaffung 
eine Verfolgungshandlung iSd § 32 VStG darstellt und die Bestim-
mung des § 32 Abs 2 VStG nicht auf Verfolgungshandlungen be-
schränkt ist, die an den Beschuldigten selbst oder unmittelbar ad-
ressiert sind; vgl auch VwGH 14.1.1960, Z 1532/58, Slg Nr 5168 
(A).

43 Vgl Hilf/Zeder in WK2 VbVG § 1 Rz 4; siehe jedoch § 9 Abs 7 VStG.
44 Vgl Hilf/Zeder in WK2 VbVG § 14 Rz 6.
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handlung im Lichte des VbVG sowie der StPO auszule-
gen, woraus sich ergibt, dass darin eine nach diesen 
Gesetzen als Ermittlung zu verstehende Handlung zu 

Fazit

Im Ergebnis ist daher festzuhalten, dass die Ab-
lehnung von Rechtsschutzdeckung aufgrund 
fehlender formeller Beschuldigtenstellung 
gegenüber Verbänden im Vorstadium von 
strafgerichtlichen Ermitt lungsverfahren bzw in 
Zusammenhang mit individualstrafrechtlichen 
Ermittlungsverfahren in der Regel – zumindest 
wenn der Eintritt des Versicherungsfalles nicht 
an die formelle Beschuldigten stellung vertrag-
lich anknüpft – unzulässig ist. Dies ergibt sich 
nicht zuletzt aus den spezifi schen Eigenheiten 
des Verbandsstrafverfahrens im Vergleich zum 
Individualstrafverfahren. 
Eine Pfl icht zur Deckung besteht daher be-
reits bei Vorliegen eines (bloßen) Anfangsver-
dachts. Denn der Versicherungsvertrag ver-
langt nicht zwingend nach einem konkreten 
Verdacht, ebenso wenig das Gesetz. Selbst 
wenn also – bei Festhalten am engen Beschul-
digtenbegriff (konkreter Tatverdacht) – die 
Beschuldigtenstellung des Verbandes auch 
aus materieller Sicht noch gar nicht vorliegt, 
besteht Versicherungsschutz unter der Vor-
aussetzung, dass zumindest ein Anfangsver-
dacht gegen den Verband besteht und Ermitt-
lungen geführt werden.
Nur, aber auch nur dann, wenn keinerlei Er-
mittlungen oder, nach der geltenden Rechts-
lage, lediglich Erkundigungen vorgenommen 
bzw allgemein zugänglichen oder behörden-
internen Informations quellen genutzt wer-
den, um von der Möglichkeit des Absehens 
von der Verfolgung gemäß § 18 VbVG Ge-
brauch zu machen, scheint die Versagung der 
Deckung allenfalls zulässig zu sein; hier ist 
jedoch zwischen alter und geltender Rechts-

lage zu unterscheiden. Je umfassender sich 
jedoch die Zusam menarbeit zwischen den Er-
mittlungsbehörden und der Rechtsvertretung 
des verdächtigen Verban des gestaltet, desto 
eher wird der Versicherer Versicherungs-
schutz zu gewähren haben.
Zudem erweist sich dieses Ergebnis auch für 
den Versicherer (in aller Regel) als günstig: 
Wird die Einleitung oder die Fortsetzung 
eines Ermittlungsverfahrens gegen einen Ver-
band als (materiell und formell) Beschuldig-
ten, sohin belangten Verband verhindert, be-
darf es auch keiner (weiteren) an waltlichen 
Vertretung im Ermittlungs- bzw darauf allen-
falls folgenden Hauptverfahren, für die im 
Rahmen von (Spezial-)Rechtsschutzversiche-
rungen Deckung gebührt. In der Regel wird 
der Vertre tungs- bzw Verteidigungsaufwand 
mit der Beschuldigtenstellung im Vergleich 
zur vorsorglichen Vertretung ungleich größer. 
Je nach Umfang und Komplexität des Verfah-
rensgegenstandes kann dies für den Versiche-
rer zu einer viel höheren Kostenbelastung 
führen.
So betrachtet ist die Übernahme der Deckung 
für anwaltliche Betreuung von Verbänden im 
Rahmen des vorsorglichen Rechtsschutzes 
für den Versicherer die beste Möglichkeit, die 
(ökonomischen) Kunden- und Eigeninteres-
sen ausgewogen zu berücksichtigen. Solcher-
art würde auf Seiten der Ver sicherten auch 
nicht der Anreiz bestehen, den Beschuldigten-
status durch Unterlassen entspre chender Mit-
wirkung im Vor- bzw Verdachtsstadium in 
Kauf zu nehmen, um nicht auf den Anwalts-
kosten sitzen zu bleiben.

qualifi zieren ist. Bezüglich der Merkmale dieses Begrif-
fes kann wiederum auf die obigen Ausführungen unter 
Punkt 6. verwiesen werden.


